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B5-0104/2003

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Vorbereitung der Frühjahrstagung des 
Europäischen Rates am 21. März 2003

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Bericht der Kommission für die Frühjahrstagung des 
Europäischen Rates über die Lissabonner Strategie zur wirtschaftlichen, sozialen und 
ökologischen Erneuerung1 und das diesbezügliche Arbeitsdokument der Dienststellen 
der Kommission sowie auf das dazugehörige „Durchführungspaket“ für den 
Binnenmarkt2, die Europäische Beschäftigungsstrategie3 und die Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik4, zu denen sie ebenfalls Berichte vorgelegt hat,

– in der Erwägung, dass dem Europäischen Rat bei seiner Frühjahrstagung weitere 
Dokumente vorgelegt werden, darunter die gemeinsamen Berichte der Kommission 
und des Rates zu den Reformen der Rentensysteme und zu den Gesundheits- und 
Altenpflegesystemen, der Bericht des EcoFin-Rates über die Folgemaßnahmen nach 
dem Weltgipfel zur nachhaltigen Entwicklung und das EcoFin-Dokument über die 
‚Schlüsselthemen‘,

– in der Erwägung, dass das Jahr 2003 ein entscheidendes Jahr für den Übergang zu 
einer Europäischen Union mit 25 Mitglieder sein wird,

GRUNDLEGENDE POLITISCHE ÜBERLEGUNGEN

1. erkennt an, dass die Frühjahrstagung des Europäischen Rates vor dem Hintergrund 
eines langsamen Wachstums, der Unsicherheit auf den Finanzmärkten und eines 
abnehmenden Vertrauens der Industrie und der Verbraucher stattfinden wird; ist der 
Ansicht, dass die Lage in dieser für die europäische Wirtschaft kritischen Situation 
durch die anhaltenden und schwerwiegenden Verstöße der irakischen Regierung gegen 
die Resolutionen des UN-Sicherheitsrates und insbesondere gegen die Resolution Nr. 
1441 sowie durch die humanitären, politischen und wirtschaftlichen Folgen eines 
möglichen Kriegs im Irak verschärft wird, sofern dieser Krieg nicht verhindert werden 
kann;

2. ist der Meinung, dass diese Überlegungen die grundlegende Aussage des jüngsten 
Frühjahrsberichts der Kommission bekräftigen, derzufolge der Europäische Rat und 
die Mitgliedstaaten entschieden handeln müssen, um den Zielen von Lissabon wieder 
Glaubwürdigkeit zu verleihen, insbesondere in den Augen von Unternehmern, 
Pädagogen und Forschern, von denen der Erfolg schlussendlich abhängt;

1 KOM(2003) 5
2 SEC(2003) 43 - liegt nur in Englisch und Französisch vor
3 KOM(2003) 6
4 KOM(2003) 4
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3. bekräftigt das in Lissabon gesetzte strategische Ziel zwar mit Nachdruck, ist jedoch 
der Ansicht, dass die Zeit reif ist für:
(i) eine Überprüfung, ob die verfolgte Gesamtstrategie immer noch angemessen 

ist und zufriedenstellend umgesetzt werden kann;
(ii) einen detaillierteren Fahrplan für die Kommission, in dem dargestellt wird, wie 

die vereinbarten Ziele bis 2010 erreicht werden können, sowie eine 
chronologische Anzeigetafel zur Überprüfung, ob in allen Bereichen stetige 
Fortschritte gemacht werden;

(iii) mehr Entschlossenheit des Europäischen Rates bei der Beseitigung der Lücken 
bei der Umsetzung von EG-Rechtsvorschriften in nationale Bestimmungen;

(iv) die Beteiligung des Europäischen Parlaments an der Überprüfung und somit 
eine Stärkung seiner Rolle als Mitgesetzgeber;

4. fordert den Europäischen Rat auf, für Themen, bei denen die EG keine 
Gesetzgebungsbefugnisse hat, wie etwa Armutsbekämpfung und soziale Ausgrenzung, 
Rentensysteme, Gesundheitswesen, Altenpflegesysteme und Bildung, vorzusehen, 
dass die Methode der offenen Koordination so umgesetzt wird, dass die 
Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten geachtet werden, indem man das Gewicht auf 
eine engere Zusammenarbeit legt und aus den bewährten Verfahren lernt; betont, dass 
das Europäische Parlament und die einzelstaatlichen Parlamente in keinem Fall 
übergangen werden dürfen;

5. fordert den Europäischen Rat auf sicherzustellen, dass jeder einzelne Mitgliedstaat den 
Empfehlungen des EcoFin-Rates im Zusammenhang mit der Haushalts- und 
Wirtschaftsreform nachkommt, einschließlich der Empfehlungen zu den 
Rentensystemen und den Arbeitsmärkten; hält es für wichtig, dass die Forderungen 
nach öffentlichen Ausgaben mit der Sparpolitik vereinbart werden, um die 
Glaubwürdigkeit des auf Stabilität ausgerichteten Rahmens zu gewährleisten;

6. ist angesichts der unannehmbar hohen Arbeitslosenraten und der Schwierigkeiten der 
Mitgliedstaaten bei der Erreichung der Beschäftigungsziele von Lissabon und 
Stockholm sowie der Erwerbsquoten von älteren Arbeitnehmern und Frauen der 
Auffassung, dass die neue Europäische Beschäftigungsstrategie darauf ausgelegt sein 
muss, die Mitgliedstaaten zu ermuntern, auf ihre eigene Art und Weise die Steuer- und 
Sozialversicherungssysteme anzupassen und Kinderbetreuungseinrichtungen zu 
schaffen, damit diese Ziele erreicht werden können;

7. weist nachdrücklich darauf hin, dass das Potential von kleinen und mittleren 
Unternehmen zur Arbeitsplatzschaffung in allen politischen Initiativen anerkannt 
werden muss; fordert, dass den in der Europäischen Charta für kleine und mittlere 
Unternehmen eingegangenen Verpflichtungen zur Vereinfachung und Kostensenkung 
von Unternehmensneugründungen unverzüglich Folge geleistet wird; fordert den 
Europäischen Rat ferner auf, umgehend auf die Empfehlungen einzugehen, die die 
Kommission in ihrem jüngsten Grünbuch „Unternehmergeist in Europa“ abgegeben 
hat;

8. fordert den Europäischen Rat auf, einen Europäischen Raum der Bildung und 
Weiterbildung zu schaffen und zu stärken, um die Zusammenarbeit in folgenden 



PE 328.070 4/9 RE\488718DE.doc

DE

Bereichen zu fördern und zu verbessern:
- Mobilität,
- Übertragbarkeit und Anerkennung von Befähigungen und Qualifikationen,
- Qualität der beruflichen Aus- und Weiterbildung,
- Harmonisierung von Zeugnissen und Diplomen;

9. bekräftigt erneut die grundlegende Bedeutung eines florierenden, wettbewerbsfähigen 
Informations- und Kommunikationssektors bei der Gestaltung einer 
„wissensorientierten“ EU-Wirtschaft im Dienste des Einzelnen und der Industrie; hält 
es für grundlegend, dass die EU ihre führende Stellung in der Erforschung und 
Entwicklung dieser Technologien nicht an Konkurrenten wie China und Japan verliert;

10. erwartet ein positives Ergebnis von der Überprüfung durch den Europäischen Rat, ob 
die EU den Verpflichtungen nachkommt, die sie auf dem Gipfel von Johannesburg zur 
nachhaltigen Entwicklung eingegangen ist; vertritt im Zusammenhang mit der 
Strategie der EU für eine nachhaltige Entwicklung, die bereits aufgrund strengerer 
umweltpolitischer Maßnahmen sowie infolge der Innovationen und der Investitionen 
in Technologien durch die EU-Industrie erhebliche Erfolge erzielt hat, die Auffassung, 
dass der Europäische Rat neue Wege fördern sollte, um Möglichkeiten für eine 
wechselseitige Unterstützung zwischen den Fachräten „Umwelt“, „Wirtschaft“ und 
„Sozialpolitik“ (einschließlich Beschäftigung) zu schaffen;

DER BINNENMARKT; NOTWENDIGE REFORMEN

11. fordert den Europäischen Rat auf sicherzustellen, dass sich alle Fachräte und nicht nur 
der Rat (Wettbewerbsfähigkeit) unter allen Gesichtspunkten mit der 
Wettbewerbsfähigkeit auseinandersetzen, indem sie insbesondere den bestehenden 
Binnenmarkt und den Binnenmarkt für Dienstleistungen vollenden, den 
Risikokapitalmarkt bis Ende 2003 und den Aktionsplan für Finanzdienstleistungen bis 
Ende 2005 umsetzen und indem sie die Rechtsvorschriften zur Verbesserung der 
Leistung der Märkte für Telekommunikation, Energie und Verkehr umsetzen;

12. fordert den Europäischen Rat unter Hinweis auf seine eigenen Leistungen bei der 
Erfüllung seiner legislativen Verantwortung und bei der raschen Erledigung von 
Arbeiten auf, die wichtigen Binnenmarkt-Vorschläge, die derzeit bei den jeweiligen 
Fachräten liegen oder demnächst dort eingehen werden, als Dringlichkeiten zu 
behandeln, vor allem die Richtlinien über das Gemeinschaftspatent, öffentliche 
Aufträge, gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen für den Lokal- und Regionalverkehr, 
das zweite Eisenbahnpaket, die Verordnung über Verkaufsförderung, die 
Prospektrichtlinie sowie die Richtlinie über Pensionsfonds, die auch für die 
grenzüberschreitende Mobilität von Bedeutung ist;

13. bekräftigt im Zusammenhang mit den Finanzdienstleistungen, dass das Lamfalussy-
Verfahren nur dann erfolgreich sein wird, wenn alle Institutionen ihre 
Entscheidungsverfahren beschleunigen und das Europäische Parlament ein formelles 
Callback-Recht erhält, so dass es einige Zuständigkeiten einfacher auf die Ebenen 2 
und 3 dieses Verfahrens übertragen kann;
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14. billigt die Strategie der Kommission zur „Vereinfachung und Verbesserung des 
ordnungspolitischen Umfelds“ und erwartet, dass es nach dem Abschluss einer 
zufriedenstellenden Interinstitutionellen Vereinbarung eine zentrale Rolle spielen 
wird; begrüßt die Zusage, dass im Jahr 2003 vorgelegte neue Legislativvorschläge 
einer Bewertung der ordnungspolitischen Auswirkungen unterzogen werden, und 
fordert die Kommission auf, diese Bewertungen auf die bestehenden 
Rechtsvorschriften auszuweiten und einen detaillierten Zeitplan vorzulegen, um ihr 
Ziel einer 25 %-igen Verringerung des bürokratischen Aufwands zu erreichen;

15. betont, wie wichtig es ist, dass der Finanzierungsbedarf europäischer Unternehmen in 
den neuen Vorschriften über eine angemessene Eigenkapitalausstattung für Banken 
(„Basel II“) berücksichtigt wird; weist darauf hin, dass „Basel II“ im Wesentlichen 
erst durch einen Rechtsakt der EU in Kraft treten kann, der die Interessen der 
Kreditgeber und Kreditnehmer, vor allem KMU und Neugründungen, in einem 
ausgewogenen Verhältnis wahren muss;

16. ersucht den Rat, gemeinsam mit der Kommission unverzüglich Strategien für eine 
umfassende Rentenreform zu entwickeln, angemessene Renten langfristig 
sicherzustellen, und zwar im Rahmen einer Kombination der drei Pfeiler, also 
öffentlicher Systeme, betrieblicher Systeme und Privatvorsorge; ist der Auffassung, 
dass Rentenfonds und ergänzend dazu Kapitaldeckungsverfahren eine sinnvolle 
Ergänzung zu den auf der Kostenteilung beruhenden öffentlichen Systemen darstellen 
können;

17. fordert auch, dass die Kommission mit der Prüfung angemessener Maßnahmen zur 
Vorlage an die Mitgliedstaaten, den Rat und das Parlament betraut wird, die 
gemeinsame Indikatoren und Leitlinien, insbesondere im Hinblick auf die Anhebung 
des derzeitigen Rentenalters (um fünf Jahre bis 2010) durch die Verlängerung der 
Berufstätigkeit, Aktionspläne, Informationen und Empfehlungen sowie Initiativen in 
Bezug auf den Austausch von Daten, Erfahrungen und Modellen umfassen;

18. betont die Bedeutung der Umweltdimension bei der Prüfung der Fortschritte bei der 
Integration der Energie-, Verkehrs- und Kommunikationsnetze durch wechselseitige 
Verbindungen und Interoperabilität, wie im Frühjahr 2002 in Barcelona vorgesehen 
wurde;

19. weist den Europäischen Rat mit der Forderung nach einer schrittweisen Abschaffung 
von umweltschädlichen Beihilfen auf die Verpflichtungen hin, die er in Bezug auf die 
Kürzung und Neugestaltung staatlicher Hilfen eingegangen ist, und betont, dass 
Neuinvestitionen in Forschung und Entwicklung einen wichtigen Beitrag zur 
Förderung der nachhaltigen Produktion und des Konsums darstellen;

20. fordert den Einsatz von Umweltsteuern, die sowohl die nachhaltige Produktion als 
auch den Konsum tatsächlich fördern; ist der Meinung, dass diese Steuern die 
Gesamtsteuerbelastung nicht erhöhen, wettbewerbsneutral sein und europaweit 
koordiniert und harmonisiert sein sollten;

21. fordert nachdrücklich die frühzeitige formelle Annahme der begrüßenswerten 
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politischen Einigung im EcoFin-Rat über das „Steuerpaket“, ohne Rücküberweisung 
an den Europäischen Rat, das die Richtlinie über Sparguthaben, einen 
Verhaltenskodex für die Unternehmensbesteuerung und eine Richtlinie über 
Lizenzgebühren und Zinsen umfasst; erwartet in diesem Sinne vom EcoFin-Rat, dass 
er parallel zur Schaffung eines echten europäischen Energiemarktes endlich eine 
Einigung über das Energiebesteuerungspaket erreicht;

22. fordert den Europäischen Rat auf, allgemein in Steuerfragen die Vorteile eines 
Steuerwettbewerbs zwischen den Mitgliedstaaten und die Notwendigkeit eines 
Handlungsspielraums für die Mitgliedstaaten anzuerkennen, mit Ausnahme der 
Bereiche, die direkt mit dem ordnungsgemäßen Funktionieren des Binnenmarktes 
zusammenhängen, wie etwa die Harmonisierung der Besteuerungsgrundlage (aber 
nicht der Steuersätze) auf dem Gebiet der Unternehmensbesteuerung;

BESCHÄFTIGUNG UND SOZIALER ZUSAMMENHALT

23. ist der Ansicht, dass die nationalen und regionalen Arbeitsmarktpolitiken im Rahmen 
der neuen Beschäftigungsstrategie an die lokalen Bedingungen und an flexiblere 
Arbeitsmethoden angepasst werden müssen und ferner die Lohnverhandlungssysteme, 
die Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern und die 
Rechtsvorschriften erforderlichenfalls neu gestaltet werden sollten;

24. vertritt die Auffassung, dass die neue Strategie auch im Interesse der Menschen, die 
vom Strukturwandel betroffen sind, und der Personen, die ihr Leben ihren eigenen 
Vorstellungen entsprechend führen wollen, die Erlangung höherer Qualifikationen 
erleichtern, die wissensorientierte Gesellschaft gezielt fördern und gleichzeitig 
grundlegende Befähigungen, beispielsweise zur Erbringung persönlicher Dienste etwa 
in der Altenpflege, fördern muss; 

25. fordert den Europäischen Rat auf, endlich anzuerkennen, dass die Bekämpfung von 
Schwarzarbeit ein wichtiger Bestandteil der neuen Strategie in vielen Mitgliedstaaten 
sein muss; vertritt die Auffassung, dass die Beschäftigung sowohl für Arbeitnehmer 
als auch für Arbeitgeber attraktiver gemacht werden muss, nicht nur durch die 
Verringerung der Steuerlast, sondern durch besondere Anreize zur Förderung der 
offiziellen Beschäftigung, so dass die Belastung durch Sozialversicherungsbeiträge 
wesentlich verringert und damit die Schaffung neuer Arbeitsplätze, auch in neu 
gegründeten Unternehmen, weniger kostspielig wird;

26. betont die Bedeutung der Sozialpartner auf europäischer Ebene und ist der 
Auffassung, dass ein sozialer Dialog, an dem sich alle repräsentativen Gremien auf 
europäischer Ebene beteiligen, ein entscheidender Faktor bei der Umsetzung der 
Lissabonner Strategie ist;

BILDUNG UND WEITERBILDUNG

27. ist der Meinung, dass die Bildungs- und Weiterbildungssysteme dadurch gestärkt 
werden sollten, dass sie stärker auf die individuellen Bedürfnisse eingehen, und dass 
es eine breite Palette öffentlicher und privater Einrichtungen geben sollte, die 
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miteinander konkurrieren, um den Zugang aller zu Bildungs- und 
Weiterbildungssystemen zu erleichtern;

28. fordert den Europäischen Rat auf sicherzustellen, dass der Rat (Bildung, Jugend und 
Kultur) im Zusammenhang mit dem Aktionsplan für die Bildungssysteme so vorgeht, 
dass dieser mit der Beschäftigungsstrategie in Einklang steht und damit die 
Subsidiarität wahrt; schlägt vor, dass die Regierungen bei der Verbesserung der Politik 
in den Bereichen Schule und berufliche Bildung aus der PISA-Studie (Programme for 
International Student Assessment) den Schluss ziehen sollten, dass alle Teilnehmer am 
Arbeitsmarkt durch Rahmenabkommen über die Arbeitsbedingungen zwischen den 
Sozialpartnern Zugang zum lebenslangen Lernen haben müssen;

29. fordert, dass die Entwicklung wissenschaftlicher Laufbahnen in Europa 
vorangetrieben wird, beginnend mit der Förderung von Schülern, die sich für 
Mathematik und Wissenschaften interessieren, um so die Ausbildung einer 
ausreichenden Zahl von qualifizierten europäischen Forschern zu fördern;

WISSEN UND INNOVATION

30. ersucht die Mitgliedstaaten, parallel zur Liberalisierung der 
Telekommunikationsmärkte dem Aktionsplan eEurope 2005 eine größere Priorität 
einzuräumen, und fordert:
- die rechtzeitige und konsequente Umsetzung des europäischen Telekom-

Pakets, um europaweit gleiche Voraussetzungen zu schaffen;
- mehr Flexibilität im 3G-Mobilkommunikationssektor, indem eine reibungslose 

Konsolidierung der Marktteilnehmer ermöglicht wird, begleitet von einem 
Maßnahmenpaket zur Förderung von Vertrauen und Investitionen in diesen 
Sektor, einschließlich des Sekundärhandels mit dem 3G-Spektrum;

- Förderung von offenen Standards für alle relevanten Plattformen einschließlich 
digitalem Fernsehen, der 3G-Dienste und den Endgeräten als Schritt zur 
Interoperabilität, die im Hinblick auf die freie Wahl des Verbrauchers 
erforderlich ist;

- einen umfassenden Ansatz zu eGovernment, eLearning und eHealth;

31. fordert den Europäischen Rat auf, der Schaffung eines Europäischen 
Forschungsraumes den unbedingt notwendigen Impuls zu geben, um die bestehende 
Zersplitterung zwischen öffentlicher und privater Forschung und Nutzern und 
Geldgebern zu überwinden; stellt insbesondere fest, dass nationale 
Durchführungspläne notwendig sind, in denen dargelegt wird, wie das Ziel von 
Barcelona, bis 2010 3 % des BNP in die Forschung zu investieren sowohl vom 
öffentlichen Sektor (ein Drittel) als auch vom privaten Sektor (zwei Drittel) erreicht 
werden soll;

32. weist nachdrücklich darauf hin, dass der Rat (Wettbewerbsfähigkeit) vor der Tagung 
des Europäischen Rates eine politische Einigung zum Gemeinschaftspatent erreichen 
muss; stellt fest, dass die europäischen Unternehmen dringend ein effizientes und 
flexibles Patentinstrument benötigen, das in einem kürzeren Verfahren und zu 
erschwinglichen Preisen erworben werden kann;
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NACHHALTIGE ENTWICKLUNG

33. ist der Ansicht, dass die von der Kommission erarbeiteten umweltspezifischen 
Indikatoren, die in die Liste der Strukturindikatoren einbezogen worden sind, eine gute 
Grundlage für die künftigen Bewertungen der nachhaltigen Entwicklung darstellen, 
dass diese Liste jedoch, vor allem in den Bereichen biologische Vielfalt, Wasser, 
Boden und chemische Verunreinigung, ausgestaltet und weiterentwickelt werden 
muss;

34. bedauert, dass die Mehrzahl der Mitgliedstaaten ihre Zielvorgaben aus dem Kyoto-
Protokoll bei Weitem nicht erfüllen, und erachtet die Durchführung des EU-
Emissionshandelssystems bis 2005, das mehr als 5000 Unternehmen aus den Sektoren 
Industrie und Energie umfasst, als positiv; betont, dass ein integrierter Ansatz wichtig 
ist, wenn in der EU-Politik zum Klimawandel verschiedene Maßnahmen umgesetzt 
werden, um die internationale Wettbewerbsfähigkeit der energie-intensiven Industrie 
in Europa zu wahren; ist der Meinung, dass sowohl auf nationaler als auch auf 
gemeinschaftlicher Ebene vergleichbare Ziele gesetzt und Instrumente für andere 
Sektoren wie die nicht energie-intensive Produktion, KMU, Verkehr, 
Dienstleistungen, Landwirtschaft, öffentliche und nationale Sektoren entwickelt 
werden müssen;

35. fordert den Europäischen Rat auf, detaillierte und dauerhafte Mechanismen zur 
Bewertung der internen und globalen Umsetzung der Ergebnisse des Gipfels von 
Johannesburg über nachhaltige Entwicklung einzurichten, insbesondere was den 
Durchführungsplan angeht, in dessen Rahmen Ziele in den Bereichen sicheres 
Trinkwasser, Abwasser, Bekämpfung extremer Armut, Fischereibestände, chemische 
Verunreinigung und biologische Vielfalt vereinbart wurden, sowie die „Typ 2“-
Partnerschaftsabkommen;

36. betont, dass die Bekämpfung der strukturellen Ursachen der Armut in 
Entwicklungsländern mit einem schrittweisen Abbau der Barrieren für den Handel mit 
diesen Ländern einhergehen muss;

VERBESSERUNG DER ARBEITSMETHODEN

37. fordert den Europäischen Rat dringend auf, bei seiner Revision der Strategien zur 
Erreichung der Ziele von Lissabon und Göteborg auch die Wechselwirkung zwischen 
der Strategie und der Wirtschaftspolitik zu berücksichtigen;

38. betont seine Entschlossenheit, im Binnenmarkt und bei der Vorbereitung und 
Beurteilung der Grundzüge der Wirtschaftspolitik und der Europäischen 
Beschäftigungsstrategie eine entscheidende Rolle zu spielen, weist jedoch darauf hin, 
dass der Zeitraum zwischen der Annahme des Leitlinien-Pakets bei der 
Frühjahrstagung und der endgültigen Annahme im Juni sehr knapp bemessen ist, 
wodurch es dem Europäischen Parlament unmöglich ist, einen wesentlichen Beitrag zu 
leisten; bekräftigt seine Forderung nach einer Interinstitutionellen Vereinbarung, die 
seine umfassende Beteiligung an diesem Verfahren gewährleistet;
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39. weist ferner auf die Notwendigkeit hin, auf die bestehende Zusammenarbeit zwischen 
den Institutionen aufzubauen, so dass die Lissabonner Strategie, das ausstehende 
strategische Mehrjahresprogramm des Rates und die jährliche politische Strategie der 
Kommission miteinander abgestimmt werden;

40. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Europäischen Rat, der 
Kommission, dem Rat sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten 
und Beitrittsländer zu übermitteln.


